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Der Bundesminister des Innern 

VII A 1 - 712 140/2 


Bonn, den 9. Oktober 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zeitliche und finanzielle Planung für bauliche Zivil- 
schutzmaßnahmen und für den Selbstschutz 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 24. Juni 1964 
— Drucksache IV/2373 — 


Die vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung am 24. Juni 1964 
gewünschte zeitliche und finanzielle Planung der baulichen 
Zivilschutzmaßnahmen und des Selbstschutzes ist von mir durch- 
geführt worden. Da die Finanzplanung unlösbar mit der zeit- 
lichen Planung verbunden ist, habe ich mir erlaubt, die Num- 
mern 1 und 2 des Ersuchens gemeinsam zu beantworten. Bei 
der Überprüfung der Sachkosten habe ich mögliche Preis- 
steigerungen in den nächsten Jahren unberücksichtigt gelassen. 

Die nachstehende Planung beruht auf der Voraussetzung, daß 
Schutzbau- und Selbstschutzgesetz in der Fassung der dem 
Hohen Hause zur Beratung vorliegenden Regierungsentwürfe 
im Rechnungsjahr 1965 in Kraft treten. 

I. Bauliche Zivilschutzmaßnahmen 
1. öffentliche Schutzräume 

a) Mehrzweckanlagen (Errichtung von öffentlichen Schutz- 
räumen in Verbindung mit unterirdischen Verkehrsanla- 
gen, insbesondere Tiefgaragen) 

Geplant ist die Schaffung von etwa 450 000 Schutzplätzen 
innerhalb von 15 Jahren, d. h. ca. 30 000 Schutzplätze im 
Jahr. Bei einem Durchschnittspreis je Schutzplatz von ca. 
2000 DM ergeben sich Jahresausgaben von 60 Mio DM in 
den Jahren von 1966 bis 1980. 

b) Instandsetzung bestehender öffentlicher Schutzräume 

Geplant ist die Instandsetzung von öffentlichen Schutz- 
räumen mit rd. 1,1 Mio Schutzplätzen in 15 Jahren. Bei 
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durchschnittlichen Kosten von 1700 DM je Schutzplatz er- 
gibt sich für die nächsten Jahre folgende Planung: 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

Zuwachs 

an Schutz- 
plätzen rd. 

15 000 

60 000 

70 000 

75 000 

80 000 

90 000 

Kosten 







(Mio DM) 

27,6 

100 

120 

130 

140 

150 


2 . Private Schutzräume 

Die auf Seite 13 der Begründung zur Regierungsvorlage des 
Entwurfs eines Schutzbaugesetzes enthaltene Kostenzusam- 
menstellung ist überprüft worden und hat sich erneut als 
zutreffend erwiesen. Allerdings muß heute wegen der seit 
dem 1. Oktober 1962 gestiegenen Baupreise ein Zuschlag 
von etwa 12% berücksichtigt werden, woraus sich für den 
Grundschutz eine Erhöhung der durchschnittlichen Kosten 
je Schutzplatz in Neubauten von 320 auf 360 DM, für den 
verstärkten Schutz eine Erhöhung der zusätzlichen Kosten 
von 440 auf 490 DM je Schutzplatz ergibt. 

Andererseits ist bei diesen Zahlen weder die Anlaufzeit noch 
das zu erwartende Absinken der Wohnungsbaurate in Rech- 
nung gestellt. Wegen der Anlaufschwierigkeiten werden je- 
doch im Jahre 1966 voraussichtlich nur in 40% der Neubau- 
ten Schutzplätze entstehen und erst in den folgenden Jahren 
in allen Neubauten. Ferner wird die angenommene Woh- 
nungsbaurate von 500 000 Wohnungen im Jahr voraussicht- 
lich von 1967 an sinken (1967: 460 000, 1968: 420 000, 1969: 
390 000 und 1970: 350 000 Wohnungen). Bei den Altbauten 
kann man unterstellen, daß erst nach 4 Jahren (von 1966 
an gerechnet) die volle angenommene Baurate für Schutz- 
räume (2% des Wohnungsbestandes) erreicht werden wird. 
Unter Berücksichtigung dieser Umstände ergibt sich folgende 
Schätzung für die nächsten Jahre: 



1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

Zuwachs an 
Schutzplätzen 
rd. (Mio) 

2,33 

3,85 

4,13 

4,445 

4,315 

Gesamtkosten 
(Mio DM) 

1309 

2675 

2925 

3185 

3055 

davon Bund 

589 

1125 

1285 

1445 

1415 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2607 


3. Baulicher Betriebsschutz 

Die Überprüfung der in der Begründung zum Entwurf eines 
Schutzbaugesetzes angegebenen Kosten ergab keinen Anlaß, 
von dem bisher geschätzten Mittelbedarf abzugehen. 


II. Selbstschutz 

Eine Überprüfung der in Nr. 5 des allgemeinen Teils der Be- 
gründung zum Entwurf eines Selbstschutzgesetzes aufgeführten 
Kosten ergab folgendes: 

1. Selbstschutz in Wohnstätten 

a) Kosten der Bevölkerung 

Die Kosten der Beschaffung der Selbstschutzausrüstung 
(§ 6) f des Notvorrats (§ 7), der Geräteausstattung für 
Gebäude (§ 8) und der Verdunkelung (§ 9) wurden mit 
rd. 72 DM pro Kopf der Bevölkerung ermittelt. Diese 
Kosten sind von der Bevölkerung (55 Mio) mit Ausnahme 
von rd. 2 Mio Minderbemittelten selbst zu tragen. 
53 Mio X 72 DM = 3816 Mio DM Gesamtbelastung. Diese 
Belastung soll auf die Jahre 1966 bis 1969 verteilt werden 
(danach folgen nur noch Beschaffungen, die durch Bevöl- 
kerungszuwachs, Neubau von Gebäuden oder durch Ver- 
schleiß notwendig werden) : 


1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

954 

954 

954 

954 

381,6 Mio DM 


b) Kosten des Bundes 

Der Bundeszuschuß für den BLSV (§§ 43 ff.) wird schritt- 
weise auf jährlich 50 Mio DM zu erhöhen sein. 

Bei der Ausbildung im Selbstschutz in Wohnstätten 
(§§ 31 ff.) wird von einem 10-Jahresprogramm ausgegan- 
gen, bezogen auf die z. Z. vorhandenen 36 Mio auszu- 
bildenden Personen. Die Gesamtkosten dieses Programms 
würden 233 Mio DM betragen. 

Die Kosten der Ausrüstung von 6200 Selbstschutzzügen 
(§ 19) sind z. Z. mit 74,4 Mio DM (je Zug 12 000 DM) er- 
mittelt worden. Da bis Ende 1963 bereits für 11 Mio DM 
beschafft worden ist, verbleiben 63,4 Mio DM, die in 
8 Jahren verausgabt werden sollen. Hinzu kommen ab 
1970 für 5% der Selbstschutzzüge Ersatzbeschaffungen in 
Höhe von 3,72 Mio DM jährlich. 
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Die Kostenerstattung für Minderbemittelte (§ 53) erfordert 
einen Gesamtbetrag von 144 Mio DM. 

Die Verteilung der im einzelnen genannten Kosten auf die 
Jahre 1965 bis 1970 ergibt folgendes Bild (in Mio DM): 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

BLSV 

33 

37,25 

41,5 

45,75 

50 

50 

Ausbil- 

dung 

2,3 

6,9 

13,8 

23 

23 

23 

Selbst- 

schutz- 

züge 

8 

8 

8 

8 

8 

11,72 

Erstat- 
tung für 
Minder- 
bemit- 
telte 



3,6 

7,2 

o 

CO 

14,4 

14,4 


c) Kosten der Gemeinden 

Die Ausrüstung der rd. 1,3 Mio Selbstscbutzpflicbtigen 
mit besonderen Aufgaben (§ 18) erfordert einen Betrag 
von 55 Mio DM. Nach einer Anlaufzeit werden ab 1969 
jeweils 10% zu beschaffen sein: 


1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1,4 

2,8 

4,2 

5,5 

5,5 Mio DM 


2. Selbstschutz in Betrieben 

Die Vorbereitungen für den Betriebsselbstschutz sollen in 
allen Betrieben mit 15 und mehr Beschäftigten durchgeführt 
werden (§§ 21 ff.). Die durchschnittliche Belastung der Be- 
triebe je Kopf der Betriebsangehörigen wurde mit rd. 104 DM 
geschätzt. 


a) Betriebsselbstschutz der Privatwirtschaft 

Bei rd. 13,3 Mio Beschäftigten zu je 104 DM sind rd. 
1,4 Mrd. DM aufzuwenden. 
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Bei einem 15- Jahresprogramm entfallen auf 


1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

26,6 

53,2 

79,8 

105 

105 Mio DM 


Die Aufwendungen müssen dann auch in den folgenden 
Jahren jährlich rd. 105 Mio DM betragen. 

b) Betriebsselbstschutz der Bundes-, Landes- und Kommunal- 
verwaltung 

Bei rd. 1,8 Mio Beschäftigten (0,83 Mio Bund, 0,97 Mio 
Länder und Gemeinden) zu je 104 DM sind rd. 187 Mio DM 
aufzuwenden; davon entfallen auf den Bund 86 Mio DM, 
auf die anderen Verwaltungen 101 Mio DM. 

Auf administrativer Grundlage werden beim Bund (mit 
Ausnahme des Geschäftsbereichs des Bundesministers der 
Verteidigung) bis Ende 1964 voraussichtlich für 8,1 Mio DM 
Ausrüstung beschafft sein; der Umfang der Beschaffungen 
dürfte bei den anderen Verwaltungen etwa in gleicher 
Höhe liegen. Es sind daher noch zu beschaffen: für 
77,9 Mio DM beim Bund (ohne BMVtdg) und für rd. 
93 Mio DM bei den anderen Verwaltungen. 

Es entfallen auf 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

Bund 

3,6 

3,68 

4,76 

5,84 

6,93 

6,93 Mio DM 

andere 







Verwal- 







tungen 

2,5 

3,8 

5,1 

6,4 

7,7 

7,7 Mio DM 


Die Aufwendungen erhöhen sich in den folgenden Jahren 
auf je 10% der jeweiligen Gesamtbeträge = rd. 7,8 Mio 
DM beim Bund und rd. 9,3 Mio DM bei anderen Ver- 
waltungen. 


In Vertretung 

Dr. Schäfer 
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